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WievieldarfeineErektionkosten?
EinArzt entwickelt einenneuen, teurenEingriff gegenErektionsstörungen.Dochnunwollendie
Krankenkassennichtmehr zahlen.DerStreit beschäftigt bald auchdenBundesrat.VonAndreaKučera

Nicolas Diehm sagt von sich, er helfe Män-
nern, bei denen untenrum gar nichts mehr
gehe. Der Gefässspezialist ist Co-Gründer des
Zentrums für Erektionsstörungen an derHirs-
landen-Klinik in Aarau und behandelt mit
einer neuartigen Methode Männer, deren
Penis nicht mehr steif wird: Er weitet die ver-
engte Penisarterie aus, damit das Blut wieder
fliessen kann. Die Behandlung kostet unge-
fähr gleich viel wie ein Eingriff an der Bein-
schlagader: rund 10000 Franken. Und sie ist
vielversprechend. In 60 bis 70 Prozent der
Fälle, sagt Diehm, seien die Männer nach der
Behandlungwieder erektionsfähig.

Doch neuerdings liegen Diehm und die
Krankenkassen im Clinch: «Viele Kranken-
kassen lehnen seit zwei Jahren meine Ge-
suche um Kostengutsprachen ab», sagt er.
«Das ist reineWillkür», findet er. «Die Kassen
verletzen damit das Vertrauensprinzip und
letztlich das Gesetz.» Der Krankenkassen-
verband Santésuisse hält dagegen, diese en-
dovaskuläre Revaskularisation könne zwar
durchaus Sinn ergeben. Es sei aber nicht klar,
ob diese neuartige Methode tatsächlich leis-
tungspflichtig sei. «Es ist im Interesse der Prä-
mienzahler, dass im Einzelfall geprüft wird,
ob eine Behandlung sinnvoll ist, sprich den
Kriterien der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit
und Wirtschaftlichkeit entspricht», schreibt
Santésuisse-SprecherMatthiasMüller.

Ein Schlag in den Penis
Das Vertrauensprinzip besagt, dass eine ärzt-
liche Leistung grundsätzlich vergütet wird.
Unter Begründung können Kassen aber eine
Kostenübernahme ablehnen. Und sie tun dies
bei Erektionsproblemen offenbar immer häu-
figer. «Man erhält den Eindruck, dass die
Kassen Erektionsstörungen als Lifestyle-Pro-
blem behandeln», sagt Baptiste Hurni, Präsi-
dent der Westschweizer Patientenorganisa-
tion. Seine Organisation sei in den letzten
Monaten schon dreimal von Patienten ange-
gangen worden, weil ihnen die Kostengut-
sprache verweigert worden sei. «Das ist stos-
send», sagt Hurni. «Denn wir wissen aus Stu-
dien, dass die Sexualität einen grossen Ein-
fluss auf die Gesundheit hat: Werden Pro-
bleme nicht behandelt, können psychische
Leiden daraus resultieren.» Es geht bei diesem
Streit ummehr als eine umstrittene Methode
eines Arztes aus Aarau. Es geht letztlich um
die Frage, ob ein Potenzproblem eine Krank-
heit ist, für deren Behandlung die Allgemein-
heit aufkommenmuss.

Erektionsstörungen, imFachjargon erektile
Dysfunktion genannt, können verschiedene
Ursachen haben. Psychische oder nervliche

Gründe können eine Rolle spielen, und es gibt
Risikofaktorenwie Bluthochdruck, Fettleibig-
keit, Testosteron oder Diabetes, welche die
Libido beeinträchtigen. Diese Risikofaktoren
nehmen mit dem Alter zu. Und dann gibt es
Fälle, wo einDurchblutungsproblemvorliegt.
Laut Diehm gehen rund 40 Prozent der erek-
tilenDysfunktionen auf dieseUrsache zurück.
An diesem Punkt setzt seine Therapie an.

Auf seine Methode kam er, als er vor acht
Jahren am Inselspital einen Schwinger behan-
delte, der sich an der Penisarterie verletzt
hatte und danach unter Erektionsstörungen
litt. Inzwischen hat er bei über 400Männern
die Penisarterie ausgeweitet. Der Einsatzwird
weltweit von einer Handvoll weiterer Ärzte
vorgenommen. «Ich mache keine Lifestyle-

Medizin», sagt Diehm. «Ich richte eine Organ-
funktionwieder her, die zumMann gehört.»

Die Politik wird aktiv
Ist also eine Erektionsstörung eineKrankheit?
Die Frage ist in der Schweiz nicht restlos
geklärt. Als die Firma Pfizer im Jahr 1998 das
Potenzmittel Viagra kassenpflichtig machen
wollte, hielt das Bundesamt für Sozialver-
sicherungen fest, erektile Dysfunktionen
könnten zwar in bestimmten Fällen Krank-
heitswert haben, seien aber nicht als beson-
ders gefährlich für die weitere Lebensgestal-
tung anzusehen. Deswegen und weil damals
schon ein anderes Potenzmittel auf der Spe-
zialitätenliste stand, wurde Viagra nicht für
kassenpflichtig erklärt. Nun wiederholt sich

Eigentlich tönte die Nachricht
ja ganz gut: Die Krankenkassen-
prämien steigen nächstes Jahr
nur um0,5 Prozent und damit
weit weniger stark als im lang-
jährigen Durchschnitt. Dochwie
ein Blick in die Statistik zeigt,
hätte die Belastung für die Prä-
mienzahler noch um einiges
milder ausfallen können. Denn
allein die zehn grössten Kran-
kenkassen hätten ihren Ver-
sicherten gemäss geltendem
Recht 2,18Milliarden Franken
zurückzahlen können. Effektiv
wurden von dieser Gruppe aber
nur 127Millionen rückerstattet.

Dieses Potenzial zur Rückzah-
lung lässt sich aus den Risiko-
berichten der Versicherer
errechnen: Heutemuss jede
Krankenkasse eine sogenannte
Solvenzquote vonmindestens
100 Prozent vorweisen. Das
bedeutet, dass sie auch in einem
ausserordentlich schlechten
Jahr noch in der Lage ist, alle
anfallenden Kosten zu decken.
Liegt die Quote über 150 Pro-
zent, so dürfen die Kassen ihre
Reserven freiwillig abbauen
und ihren Kunden Geld zurück-
geben. Derzeit weisen nun acht
der zehn grössten Versicherer

Krankenkassenprämien

Versicherer hättenMilliarden zurückzahlenkönnen

eine Solvenzquote von über 150
Prozent aus (siehe Grafik). Doch
nur zwei von ihnen, Concordia
und die GroupeMutuel, wählten
denWeg einer Rückerstattung,
zusammenmit neun kleineren
Krankenkassen.

Wieso also halten sich die
Versicherer damit so stark
zurück? Die Antworten aus der
Branche fallen ähnlich aus:
Gerade in Zeiten einer Pande-
mie braucheman genügend
Reserven für Unvorhergesehe-
nes, heisst es. Zudem stamme
ein Teil dieser Reserven aus
demBörsenerfolg, und dieser
sei im laufenden Krisenjahr
2020 nun stark infrage gestellt.

Vor allem aber beteuern die
Kassen, sie würden das Geld auf
anderenWegen für ihre Kunden
einsetzen. Prämienrückerstat-
tungen seien ein komplexes und
umständliches Instrument, das
vor allem zuMarketingzwecken
eingesetzt werde, schreiben
etwa Visana und Sanitas. Besser
sei es, die hohen Reserven dazu
zu nutzen, die Prämien fürs
nächste Jahrmöglichst günstig
anzubieten. Auch Helsana ant-
wortet, man ziehe es vor, die
vorhandenenMittel zur Reduk-

tion von Prämienerhöhungen
zu verwenden: «Wir haben
unsere Reserven für die Prä-
mienkalkulation stets bis zum
maximal zulässigen Grenzwert
berücksichtigt.» Dasselbe Argu-
ment nennt auch die CSS.

Was für einzelne Kassen zu-
treffenmag, gilt indes nicht für

die ganze Branche. Denn sie hat,
zumindest imUrteil von Ge-
sundheitsminister Alain Berset,
in den letzten Jahren jeweils
eher zu hohe Prämien bean-
tragt. Der Bund habe die An-
träge immer nach unten korri-
gierenmüssen, nicht nach oben,
sagte Berset dieseWoche. Und
trotzdemhaben die Kassen aus
seiner Sichtmitmittlerweile
gut 11Milliarden Franken zu viel
Geld auf der Seite. «Der Bundes-
rat ist der Ansicht, dass eine
Mehrheit der Versicherer noch
über zu hohe Reserven ver-
fügt», sagte er.

Darumwill Berset nunmit
einer Regeländerung dafür
sorgen, dass die Kassen künftig
häufiger Geld zurückzahlen
und dass dies einfachermöglich
wird. Er schlägt etwa vor, die
Schwelle für Rückerstattungen
von 150 auf 100 Prozent zu
senken.Würde dies schon heute
gelten, wäre die Rechnung für
die Prämienzahler noch besser
ausgefallen. Dann hätten die
grössten Kassen sogar 4,06
Milliarden Franken zurück-
geben können.Daniel Friedli
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Erektionsstörungen können psychische oder nervliche Gründe haben – oftmals liegt auch ein Durchblutungsproblem vor.

der Disput mit der neuartigen Behandlung.
Der Krankenkassenverband Santésuisse hält
fest, je nachAuftreten undAusprägung (Alter
des Patienten, Häufigkeit, Dauer usw.) könne
es sich bei erektiler Dysfunktion sehrwohl um
eine Störung mit Krankheitswert handeln.
Manmüsse das aber im Einzelfall prüfen.

Der Streit umdie Potenz desMannes hat in-
zwischen auch die Politik erreicht: SP-Natio-
nalrat Mathias Reynard will in der Winter-
session eine Interpellation einreichen und
vom Bundesrat wissen, wie dieser gegen die
Willkür bei der Behandlung von Erektions-
störungen vorzugehen gedenke. «Sexuelle
Gesundheit ist ein Menschenrecht», sagt er.
«Es geht nicht an, dass die Krankenkassen
hier eigenmächtig urteilen.»

Ichmache
keine Lifestyle-
Medizin. Ich
richte eine
Organfunktion
wiederher,
die zumMann
gehört.
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Reseda fertigtMöbel ausHolz, in ihren
Werkstätten inWinterthur und

Spreitenbach. Besuchen Sie uns an einem
unserer vier Standorte.
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